
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  Die neue InstitutsVergV – Eher Pepita als der große 
Wurf 

August 2016 

Getrieben vom Inkrafttreten der neuen Umsetzungsbestimmungen der European Banking Authority 
(EBA) zur Angemessenheit der Vergütungssysteme in Banken zum 1.Januar 2017 werden die für die 
Vergütungssysteme relevanten Regelwerke in Deutschland erneut novelliert. Mit dem am 10.August 
2016 vorgelegten Konsultationsentwurf zur Novellierung der InstitutsVergV ändert die Aufsicht die 
2010 erlassene Verordnung nach 2013 nun bereits zum zweiten Mal. Parallel dazu hat die BaFin ihre 
Auslegungshilfe zur InstitutsVergV überarbeitet und in ihrem Umfang erheblich ausgeweitet. 

Inhaltlich bewahrt die Aufsicht ihren bisherigen Ansatz und damit auch die Grundarchitektur der bis-
herigen InstitutsVergV, in deren Mittelpunkt die Abschichtung der Anforderungen in allgemeine für 
alle Institute sowie besondere für bedeutende Institute steht. Damit bleiben die bisherigen Erleich-
terungen für die nicht-bedeutenden Institute zumindest im Moment erhalten (Ausnahme: Risk Taker-
Identifizierung). 

Neu sind neben einem breiten Grundrauschen an Detaillierungen zu fast allen Regelungsthemen le-
diglich einzelne materielle Verschärfungen, die insbesondere die Auszahlungsmodelle der Risk Taker 
in den bedeutenden Instituten betreffen (Verlängerung der Auszahlungszeiträume für die variable 
Vergütung im Top Management und höherer Anteil in Instrumenten, zusätzliche Rückforderungs-
möglichkeit für bereits ausgezahlte variable Vergütungsanteile). 

Die Konsultation endet am 12.September 2016, die überarbeitete InstitutsVergV wird am 1.Januar 
2017 in Kraft treten.  

Ich wünsche Ihnen viel Freude beim Lesen der neuesten Ausgabe unseres Regulatorik-Newsletter 
Banken, der sich exklusiv mit der InstitutsVergV-Novelle beschäftigt. 

Ihr 
Werner Klein 

compgovernance 
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 Regulatoren verfangen sich in der „Propor-

tionalitäts-Falle“ 

Gespannt haben die Vergütungsexperten und     
-entscheider den Novellierungstext erwartet, da 
im Zusammenhang mit den neuen EBA Guide-
lines on sound remuneration policies and disclo-
sures (EBA/GL/2015/22 vom 21. Dezember 
2015) einige Pfeiler des bisherigen Regulie-
rungsansatzes in Deutschland gefährdet schie-
nen (z. B. Abschichtung der Anforderungen für 
bedeutende und nicht-bedeutende Institute, 
Freigrenze von 50.000 Euro bei den aufgescho-
benen Risk Taker-Auszahlungskonzepten). Hin-
tergrund für die Verunsicherung ist, dass der 
Wortlaut der relevanten CRD IV-Direktive zwar 
grundsätzlich Erleichterungen für kleinere und 
mittlere Institute zulässt, nach ihrem Wortlaut 
jedoch keinesfalls bis zur gänzlichen Befreiung 
von einzelnen Anforderungen.  

Für die Beibehaltung des bisherigen Umset-
zungsansatzes, der z. B. nicht-bedeutende Insti-
tute von den komplexen Auszahlungsbedingun-
gen bei Risk Takern befreit ist deshalb eine ent-
sprechende Änderung der CRD IV erforderlich. 
Diese wird ist frühestens in 2017 erfolgen und 
das Resultat bleibt abzuwarten, obwohl sich die 
EBA selbst für eine entsprechende Änderung 
einsetzt (EBA/Op/2015/25 vom 21.Dezember 
2015) und auch die EU Kommission bereits ihre 
grundsätzliche Unterstützung avisiert hat 
(COM/2016/510/final vom 28.Juli 2016).   

Die BaFin droht also mit der jetzt vorgelegten 
Novelle in die „Proportionalitäts-Falle“ zu gera-
ten, da sie bereits vor der endgültigen Klärung 
des künftigen Proportionalitätsgrundsatzes auf 
EU-Ebene die InstitutsVergV novelliert. Sie läuft 
damit Gefahr, in 2018 gleich die nächste Novel-
lierung der InstitutsVergV vornehmen zu kön-
nen, wenn die CRD IV-Änderung nicht die benö-
tigte Grundlage bringt.  

Die gleiche Unsicherheit trifft im Übrigen auch 
die Investmentgesellschaften, die ebenfalls un-
ter den Anwendungsbereich der CRD IV fallen 
und für die die ESMA parallel ebenfalls neue 
Umsetzungsbestimmungen erlassen hat, die 
zum 1.1.2017 in Kraft treten. Der deutschen Ge-
setzgeber hat diese bereits durch Anpassungen 
im Kapitalanlagegesetzbuches (KAG) umgesetzt 

– auch vor der finalen Klärung des Proportiona-
litätsgrundsatzes und mit dem Risiko, erneut 
nachbessern zu müssen.   

 Erstlingswerk der BaFin mit großem Um-

fang – aber begrenzten Neuerungen 

Aufgrund der geänderten Verordnungsermäch-
tigung in § 25a Abs. 6 KWG wurde die aktuelle 
Änderung der InstitutsVergV erstmals nicht wie 
bisher vom Bundesministerium der Finanzen 
(BMF), sondern unmittelbar von der Bundesan-
stalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
erlassen.  

Die Aufsicht hatte selbst im Vorfeld nur einen 
mittleren Anpassungsbedarf avisiert, da 
Deutschland im Unterschied zu anderen EU-
Staaten die vergütungsbezogenen Anforderun-
gen aus der europäischen CRD IV-Direktive be-
reits im Rahmen des CRD IV-Umsetzungsgeset-
zes vom 28. August 2013 bzw. durch die Novel-
lierungen von Kreditwesengesetz (KWG) und In-
stitutsVergV mit Wirkung zum 1. Januar 2014 
umgesetzt hat. Die Novelle berücksichtigt ne-
ben den neuen EBA Guidelines hinaus auch wei-
tere in der Zwischenzeit von EU und EBA verab-
schiedeten Grundsatzpapiere (z. B. EU-Wohn-
immobilienkreditrichtlinie, diverse Guidelines 
und Regulatory Standards) sowie Erfahrungen 
aus der Aufsichtspraxis. 

Der aktuelle Novellierungsentwurf der BaFin be-
wahrt ausdrücklich den bisherigen Ansatz zur 
Umsetzung der regulatorischen Anforderungen 
wie auch die Grundarchitektur der bisherigen 
InstitutsVergV, in dessen Mittelpunkt die Ab-
schichtung der Anforderungen in allgemeine für 
alle Institute sowie besondere für bedeutende 
Institute steht.  

Inhaltlich verschärft er die bisherigen Anforde-
rungen an die Ausgestaltung, Governance und 
Offenlegung weiter. Dabei bleiben die bisheri-
gen Erleichterungen für nicht-bedeutende (klei-
nere und mittlere) Institute grundsätzlich erhal-
ten (Ausnahme: Risk Taker-Identifizierung).  Die 
wenigen echten materiellen Verschärfungen 
betreffen insbesondere die Auszahlungsmo-
delle der variablen Risk Taker-Vergütung in den 
bedeutenden Instituten (verlängerte Auszah-
lungszeiträume, höherer Anteil in Instrumen-
ten, Clawback).  
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Obwohl also der Umfang der wirklichen Neue-
rungen überschaubar erscheint, wirkt der textli-
che Umfang der überarbeiteten Regelungspa-
piere bemerkenswert: Während die Instituts-
VergV weiterhin mit 28 Paragrafen und 20 Sei-
ten Text zurechtkommt, ist der Umfang der kor-
respondierenden Auslegungshilfe auf nunmehr 
58 Seiten angestiegen. Hier konkretisiert und 
detailliert die BaFin alle denkbaren Wechsel-
fälle, die die Vergütungspraxis zu den regulier-
ten Fragestellungen bieten kann. 

 Konzerntöchter werden stärker in die 

Vergütungsregeln einbezogen 

Die vorgesehene Ausweitung des Anwendungs-
bereichs der Regelungen der InstitutsVergV auf 
nunmehr sämtliche Konzernunternehmen 
bringt die bankenspezifischen Vergütungsrege-
lungen endgültig auch zu solchen Konzerntöch-
tern, die selbst gar nicht in den Anwendungsbe-
reich des KWG fallen oder aber Gegenstand ei-
ner eigenen sektoralen Vergütungsregulierung 
sind (Investmentgesellschaften, Versicherer).  

Die wohl unvermeidbare Anwendung der bank-
bezogenen Vergütungsregeln auf bankferne Un-
ternehmen im Konzern, deren Geschäftstätig-
keit und Vergütungspraxis eigentlich wenig An-
knüpfungspunkte zu den Intentionen der Regu-
lierung der Vergütungssysteme aufweisen (z. B. 
Projektentwicklung, Consulting, Catering) er-
scheint durchaus fragwürdig. Regulierungspoli-
tisch nachvollziehbarer erscheint dagegen die 
Ausdehnung auf die grundsätzlich getrennt re-
gulierten Investmentgesellschaften und Versi-
cherer. Hierdurch wird insbesondere der ge-
setzliche Bonus-Cap von 1:1 bzw. maximal 1:2 
für Risk Taker auch für die Investmentgesell-
schaften erstmals Relevanz haben, deren Ver-
gütungssysteme traditionell denen der Banken 
im Hinblick auf Vergütungsstrukturen und -hö-
hen sehr ähnlich sind.  

Auch die Anforderungen an die Anhebung der 
gesetzlichen Bonus-Obergrenze bei nachgeord-
neten Tochterunternehmen werden verschärft. 
Bei einer Anhebung der Obergrenze in einer 
Tochtergesellschaft müssen künftig nicht nur 
die Anteilseigner in der Tochtergesellschaft, 
sondern auch die Anteileigner in der übergeord-
neten Konzern-Mutter zustimmen. Zudem muss 
das beabsichtigte höhere Verhältnis als 1:1 auch 

ausdrücklich in der von der Konzern-Mutter 
festgelegten Konzern-Vergütungsstrategie vor-
gesehen sein. 

 Risk Taker-Identifizierung auch für kleinere 

und mittlere Institute 

Die kleineren und mittleren (nicht-bedeuten-
den) Institute in Deutschland - immerhin gut 
95% der knapp 2.000 Institute - bleiben weiter-
hin von wesentlichen Anforderungen ver-
schont. Mit der Ausdehnung der Pflicht zur 
Identifizierung von so genannten Risk Takern 
(Mitarbeitern, die das Risikoprofil des Instituts 
beeinflussen) auf alle Institute, werden jedoch 
auch diese Institute für 2017 erstmals Risk Taker 
identifizieren müssen. Dem damit verbundenen 
Umsetzungsaufwand stehen aber Erleichterun-
gen bei den Ausgestaltungsanforderungen ge-
genüber (z. B. Verzicht auf aufgeschobene Aus-
zahlungsmodelle, keine Nachhaltigkeitskompo-
nente).  

Damit setzt sich die Aufsicht endgültig mit ihrem 
Verständnis durch, dass sich alle Institute zwin-
gend und regelmäßig Gedanken zu ihrem eige-
nen Risikoprofil machen müssen, inklusive der 
Personen, die in der Organisation an den Hebeln 
der Risikobeeinflussung sitzen. Für die Vergü-
tung dieses Personenkreises erfolgt dann auch 
eine umfassende externe Offenlegung im jährli-
chen Vergütungsbericht.  

 Behandlung von Zulagen, besonderen Bo-

nusarten und Abfindungen 

Offensichtlich geprägt durch die hohe Kreativi-
tät in der Vergütungspraxis der Banken hat sich 
die Aufsicht intensiv mit der Behandlung von 
besonderen Vergütungselementen beschäftigt. 
Die Novelle klärt für diese Vergütungselemente 
inwieweit sie überhaupt zulässig sind, unter 
welchen Voraussetzungen sie als fixe oder vari-
able Vergütung zu behandeln sind und wie die 
Anrechnung bei der Ermittlung der Bonus-Ober-
grenze zu erfolgen hat. 

Die Aufseher haben die bisherige Praxis der Ab-
findungen immer schon unter dem Begriff „Gol-
den Handshake“ argwöhnisch verfolgt. Hieraus 
resultieren jetzt die verschärften Anforderun-
gen an Abfindungen (schriftlich fixierte Grunds-
ätze für die Gewährung von Abfindungen als Teil 
der Organisationsrichtlinien, keine Honorierung 
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von negativen Erfolgsbeiträgen oder Fehlverhal-
ten, Verbot von Abfindungen bei wirksamen ar-
beitgeberseitigen Kündigungen aus wichtigem 
Grund). Abfindungen sind als variable Vergü-
tung zu behandeln und bei Risk Takern im Rah-
men des aufgeschobenen Auszahlungsmodells 
auszuzahlen sowie unter den quantitativen An-
gaben im Offenlegungsbericht zu veröffentli-
chen.    

 Materielle Verschärfungen für die Risk 

Taker-Vergütung  

Durch den Erhalt der bisherigen Materialitäts-
schwelle (Freigrenze) in Höhe von 50.000 Euro, 
ab der variable Vergütungen der Risk Taker erst 
unter das komplexe aufgeschobene Auszah-
lungsregime fallen, bleibt ein für die Vergü-
tungspraxis wichtiges Element der Erleichte-
rung erhalten und wird sogar erstmals auf die 
variable Vergütung der Geschäftsleiter ausge-
weitet. Gleichzeitig sind die Risk Taker-Vergü-
tungssysteme aber Gegenstand der wesentli-
chen materiellen Verschärfungen.  

Die variable Vergütung im Top Management der 
großen Institute wird noch langfristiger. Zum ei-
nen wird der Zeitraum für die aufgeschobene 
Auszahlung der variablen Vergütung für das Se-
nior Management (Geschäftsleiter und nachfol-
genden Berichtsebene) von mindestens drei auf 
mindestens fünf Jahre verlängert. Zum anderen 

muss der Anteil der variablen Vergütung, der 
diesem Personenkreis nicht in bar, sondern in 
(Finanz)Instrumenten gewährt wird, von bisher 
mindestens 50% weiter erhöht werden. Beide 
Verschärfungen betreffen auch weitere Risk Ta-
ker, sofern deren Gesamtvergütung 500.000 
Euro oder mehr beträgt.  

 

Neben den zeitlichen Bedingungen für die auf-
geschobene Risk Taker-Vergütung werden auch 
die inhaltlichen durch die Einführung einer ver-
pflichtenden Clawback-Regelung ausgeweitet. 
Ergänzend zu der bisherigen Malus-Regelung, 
die in die zurückbehaltene und noch nicht aus-
gezahlte variable Vergütung eingreift, greift der 
Clawback auf bereits ausgezahlte Vergütungs-
anteile zurück. Diese Rückforderungsmöglich-
keit für einen bereits ausgezahlten Bonusbetrag 
soll künftig für alle bereits vor Ende des gesam-
ten Auszahlungszyklus einer gewährten variab-
len Vergütung ausgezahlten (pro-rata) Tranchen 
bestehen und bei besonders kritischen Erfolgs- 
und Verhaltensfällen greifen (erheblicher Bei-
trag zu einem schwachen oder negativen Ge-
schäftsergebnis, in Betrugsfällen und sonstigen 
vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Verhal-
tensweisen, die zu erheblichen Verlusten ge-
führt haben). Sofern mit dem Risk Taker keine 
entsprechende Rückforderungsmöglichkeit ver-
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einbart wird, ist die in der Marktpraxis dominie-
rende pro-rata-Auszahlungsschema nicht mehr 
zulässig.  

Die Praxis nimmt die neue Clawback-Regelung, 
die bisher nur im angelsächsischen Raum gängig 
ist, durchaus zwiespältig auf, da sich durch de-
ren Einführung eine Reihe arbeits- und auch 
steuerrechtlicher Fragezeichen ergibt (z. B. Be-
lastbarkeit in arbeitsrechtlichen Streitigkeiten, 
Implikationen aus der nach dem Zuflussprinzip 
auf die Auszahlung bereits erfolgten Versteue-
rung). 

 Stärkung der Unabhängigkeit des Vergü-

tungsbeauftragten 

Mit der Einrichtung eines Vergütungsbeauftrag-
ten beschreitet Deutschland seit der letzten No-
velle der InstitutsVergV in 2014 einen Sonder-
weg. Während die geforderte Einrichtung des 
Vergütungskontrollausschusses auf der Ebene 
des Aufsichtsgremiums unmittelbar dem EU-
Recht folgt, hat der deutsche Gesetzgeber mit 
der Einführung des Vergütungsbeauftragten bei 
allen bedeutenden Instituten, d. h. einer eige-
nen Compliance-Funktion für die unabhängige 
Überwachung der Vergütungssysteme, ein 
deutsches Unikat geschaffen. Die Umsetzungs-
praxis hat bislang sehr unternehmensspezifi-
sche und damit heterogene Lösungen im Hin-
blick auf fachliche Anbindung, hierarchische 
Einordnung sowie Personalausstattung des Ver-
gütungsbeauftragten geschaffen.   

Die Aufsicht stellt nunmehr klar, dass die inten-
dierte Unabhängigkeit des Vergütungsbeauf-
tragten sowie sein umfangreicher Aufgabenka-
talog einen Vollzeit-Vergütungsbeauftragten er-
fordert und zudem nur von solchen Personen 
wahrgenommen werden dürfen, die nicht auch 
zugleich für die Ausgestaltung und Umsetzung 
der Vergütungssysteme im Unternehmen ver-
antwortlich sind. Auch die im Markt vorherr-
schende Doppelfunktion in Personalunion mit 
anderen Linien-Leitungsfunktionen wird ausge-
schlossen.  

Hierdurch ergibt sich für eine Reihe von Institu-
ten Korrekturbedarf, da diese kurzerhand den 
Leiter Personal oder Leiter Compensation & Be-
nefits als Vergütungsbeauftragte bzw. Stellver-

treter bestellt haben, die diese Beauftragten-
rolle zusätzlich zu ihrer originären Linienfunk-
tion wahrnehmen.  

 Weitere Aufwertung der Kontrolleinheiten 

Im gleichen Zuge wie die Aufsicht die Rolle des 
Vergütungsbeauftragten weiter stärkt, wird 
auch die Stellung der so genannten Kontrollein-
heiten aufgewertet, indem die Anforderungen 
an die Bereiche Personal, Risikocontrolling, 
Compliance und Revision geschärft werden. 

Hierzu zählt auch die nach dem Novellierungs-
entwurf vorgesehene zusätzliche und mindes-
tens jährlich durchzuführende Prüfung der An-
gemessenheit der Vergütungssysteme und -pa-
rameter durch die interne Revision, die hierüber 
auch einen dezidierten Bericht an das Aufsichts-
gremium zu erstatten hat (ggf. mit Maßnah-
menplan zur Behebung von Mängeln).  

Diese Neuregelung folgt zwar den EBA Guide-
lines lässt aber leider den deutschen Sonderweg 
des Vergütungsbeauftragten außer Acht, des-
sen Aufgaben und Verantwortlichkeiten mit die-
sem zusätzlichen Auftrag an die Revision kolli-
diert – bis hin zur Berichterstattung an das Auf-
sichtsgremium, die der Vergütungsbeauftragte 
im Rahmen seines Vergütungskontrollberichts 
vorzunehmen hat.  

 Nachbesserungen zur externen Offen-

legung  

Die Vorschriften zur Offenlegung für alle Insti-
tute werden klarer gefasst, um den aktuellen 
Dissens zwischen EU- und nationalen Regelun-
gen aufzulösen. Die Aufsicht bereinigt damit ei-
nen handwerklichen Fehler der bisherigen Re-
gelungen, nach denen streng genommen nicht-
bedeutende Institute keinerlei Veröffentlichun-
gen hätten vornehmen müssen.  

Für alle Institute – unabhängig davon ob CRR- o-
der Nicht-CRR-Institut bzw. bedeutend oder 
nicht-bedeutend – wird ein einheitlicher Kata-
log an qualitativen und quantitativen Vergü-
tungsangaben für den Offenlegungsbericht ge-
fordert. Diese Veröffentlichungspflichten hat je-
des Instituts unbeschadet der Offenlegungsvor-
schriften gemäß Art. 450 CRR unterteilt nach 
den jeweiligen Geschäftsbereichen des Instituts 
zu erfüllen. Hierdurch werden erstmals gesamt-
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hafte Angaben nicht nur für die Risk Taker, son-
dern auch für alle anderen Beschäftigten veröf-
fentlicht, die typischerweise immerhin 95% der 
Belegschaft ausmachen. Bei den CRR-Instituten 
bleibt der Fokus der darüber hinaus zu veröf-
fentlichen qualitativen und quantitativen Ver-
gütungsangaben auf die Vergütungssysteme 
der Geschäftsleiter und Risk Taker gerichtet.  

Um die in der Offenlegungspraxis bislang wenig 
gegebene Transparenz bei den quantitativen 
Vergütungsangaben zu verbessern, gibt die Auf-
sicht eine einheitliche Tabellendarstellung zu 
den quantitativen Angaben nach Art. 450 CRR 
als Orientierung und mit dem Ziel der Harmoni-
sierung vor. Damit greift sie erneut einer Initia-
tive der EBA vor, die derzeit Umsetzungsbestim-
mungen zur gesamten Offenlegungsthematik 
nach Teil 8 der CRR konsultiert (EBA/CP/2016/ 
07). Hierbei sind auch einheitliche tabellarische 
Darstellungen für die quantitativen Angaben 
nach Art. 450 Ziff. 4 CRR vorgesehen, die jedoch 
frühestens in 2017 von der EBA verabschiedet 
werden.  

 Verhaltene Reaktionen der Vergütungsex-

perten und Entscheider  

Da sich die Vergütungsexperten und Entschei-
der der Institute in den letzten Jahren an die re-
gelmäßigen Veränderungswellen zu ihren Ver-
gütungssystemen gewöhnen mussten, sehen 
sie den Neuerungen der InstitutsVergV wohl 
überwiegend entspannt entgegen.  

Die Hoffnung ist, dass die Konsultation noch ein-
zelne unrunde neue Regelungen bereinigen 
wird und bis zum Inkrafttreten am 1.Januar 
2017 ein ausreichender Zeitraum für die Imple-
mentierungsvorbereitung verbleibt 

______________________________________ 

 

 

 

 

 

 

 

 

Über compgovernance  

Compensation Governance Werner Klein & 
Partner (compgovernance) ist eine unabhängige 
und inhabergeführte Unternehmensberatung 
mit Sitz in Düsseldorf. Der Schwerpunkt der Be-
ratungstätigkeit liegt im Performance und Com-
pensation Management von Banken und ande-
ren Finanzdienstleistern.  

Das unternehmerische Konzept beinhaltet die 
umfassende inhaltliche Fokussierung auf die re-
gulatorisch induzierten Handlungsfelder und die 
jederzeitige Unabhängigkeit in der Beratungsar-
beit. Die besondere Fachexpertise liegt in der 
Gestaltung von regulatorisch konformen Vergü-
tungssystemen und -prozessen unter Berück-
sichtigung der betriebs- und personalwirtschaft-
lichen Anforderungen des Unternehmens. 

Durch ihre langjährige Berufs- und Branchener-
fahrung sind die compgovernance-Berater be-
vorzugte Ansprechpartner für Mitglieder von 
Aufsichts- und Geschäftsführungsgremien so-
wie den Führungskräften und Experten in den 
Fachabteilungen der Unternehmen. 

compgovernance-Berater sind Themenführer in 
aufsichtsrechtlichen Fragestellungen, die ihr Ex-
pertenwissen nicht nur bei der Durchführung 
von Beratungsprojekten zur Verfügung stellen, 
sondern auch im Austausch mit Aufsicht, Litera-
tur und Fachpresse. 

 

Ihr Kontakt 

Werner Klein 

Inh. und Managing Consultant 

compgovernance  

Gudastraße 33  
40625 Düsseldorf 

Phone 0211 1674219 
Mobile 0151 40534773 
Email werner.klein@compgovernance.de 

Web http://www.compgovernance.de 
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